
Preise klettern immer weiter in die Höhe

Frankfurt – Das Neun-Euro-Ticket und
der Tankrabatt sind nach Ansicht des
Statistischen Bundesamtes (Destatis)
die Hauptgründe für die mit 7,6 Pro-
zent leicht abgeschwächte Inflations-
rate. Im Mai hatte sie bei 7,9 Prozent
gelegen. „Hauptursachen für die hohe
Inflation sind nach wie vor Preiserhö-
hungen bei den Energieprodukten“,
sagte Georg Thiel, Präsident des Am-
tes. Damit liegt die Inflationsrate wei-
ter auf demNiveauder Jahre 1973/1974,

als die Preise inder damaligenBundes-
republik durch die erste Ölkrisemassiv
getriebenwordenwaren.
Energie hat sich im Juni erneut gegen-

über dem Vorjahresmonat um 38 Pro-
zent verteuert, Haushaltsenergie sogar
um 40,7 Prozent und damit stärker als
imMaimit 36,8 Prozent. LeichtesHeiz-
ölwar im Juni sogarmit einemPlus von
108,5 Prozent mehr als doppelt so teu-
er wie im Juni 2021. Bei Erdgas liegt der
Anstieg bei 60,7 Prozent. Hier erwarten
Ökonomen allerdings nochden großen
Preissprung. Es drohten Aufschläge
von bis zu 400 Prozent hatte unlängst
Claudia Kemfert, Energieexpertin des
Deutschen Instituts fürWirtschaftsfor-
schung (DIW), prophezeit.
Trotz des Tankrabatts kletterten die

Preise an den Tankstellen auch im Juni
gegenüber dem Vorjahr deutlich und

waren nur wenig niedriger als noch im
Mai. Superbenzin kostete 27,7 Prozent
mehr, imMai hatte der Aufschlag noch
bei 36,6 Prozent gelegen. Mit 47,7 Pro-
zentwar derAnstieg beiDiesel deutlich
größer, allerdings ebenfalls geringer als
imMaimit 52 Prozent.
Für Waren insgesamt, die Energie-

produkte und Nahrungsmittel ein-
schließen, meldet Destatis eine „er-
hebliche“ Verteuerung von 14 Prozent
gegenüber Juni 2021.Dabeimussten für
Verbrauchsgüter sogar 18,56 Prozent
mehr bezahlt werden, für Gebrauchs-
güter dagegen „nur“ 5,5 Prozentmehr.
Dagegen verstärkte sich der Preisan-

stieg bei Nahrungsmitteln. Sie verteu-
erten sich im Schnitt um 12,7 Prozent.
Für Fleisch undWurst geben die Statis-
tiker aber einen Anstieg um 18,9 Pro-
zent an, 2,4 Punkte mehr als im Mai.

Obst war im Schnitt 2,5 Prozent teu-
rer, Gemüse 7,6 Prozent. Die Aufschlä-
ge bleiben zum Teil drastisch: Sonnen-
blumenöl 85,3 Prozent, Weizenmehl
49,6 Prozent, Butter 46 Prozent, Nudeln
36,7 Prozent, Schweinehackfleisch 34,3
Prozent. Mit 12,5 Prozent hat sich Brot
noch deutlich weniger verteuert.
Die hohen Preise vor allem für Nah-

rungsmittel undEnergie träfendie zehn
Prozent derHaushaltemit denniedrigs-
ten Einkommen weitaus stärker als die
reichsten zehn Prozent der Haushalte,
heißt es beimDIW. Siemüssten 2022 gut
fünf Prozent mehr ihres Nettoeinkom-
mens ausgeben, um so viel konsumie-
ren zu können wie 2021. Damit müss-
ten sie ihr verfügbares Einkommen fast
vollständig zur Deckung des Konsums
und insbesondere ihres Grundbedarfs
aufwenden.

Die deutschen Verbraucher sind
seit Wochen mit einer massiven
Verteuerung bei Energie und
Lebensmitteln konfrontiert

NACHRICHTEN

LUFTHANSA

Konzern streicht
erneut 2000 Flüge
Die Lufthansa streicht wegen
Personalmangels weitere 2000
Flüge bis Ende August. An-
nulliert würden Flüge von den
Drehkreuzen Frankfurt am
Main undMünchen, sagte ein
Unternehmenssprecher. Ziel-
richtung sei weiterhin, mit der
Streichung einzelner Flüge „das
System zu entlasten“. Klassi-
sche Ferienziele versuche die
Lufthansa bei den Streichun-
gen auszunehmen, sagte der
Sprecher weiter. Bei innerdeut-
schen Flügen seien Umbuchun-
gen auf Fernzüge der Deut-
schen Bahnmöglich. (AFP)

LANDWIRTE

Kabinett beschließt
Finanzhilfen
DerWeg für erste Finanzhilfen
für landwirtschaftliche Betrie-
be wegen der Folgen des Ukrai-
ne-Krieges ist frei. Das Kabinett
beschloss ein erstes Programm
von Bundesagrarminister Cem
Özdemir, das Beihilfen von bis
zu 15000 Euro pro Betrieb vor-
sieht. Ausgezahlt werden sol-
len die Hilfen bis spätestens 30.
September 2022. Das Geld solle
unbürokratisch und direkt auf
berechtigtenHöfen ankom-
men, ein Antrag sei dafür nicht
erforderlich, sagte der Grü-
nen-Politiker. Vor allem hohe
Energiepreisemachten vielen
Betrieben zu schaffen. Geld be-
kommen können beispielswei-
se Obst- undGemüsebauern,
Winzer, Geflügel- und Schwei-
nehalter. (dpa)

HALBLEITERGESCHÄFT

Bosch investiert
weitere Milliarden
Boschwill bis 2026 dreiMil-
liarden Euro in sein Halblei-
tergeschäft investieren. „Wir
wappnen uns auch im Inter-
esse unserer Kunden für eine
unvermindert wachsende
Chip-Nachfrage“, sagte Ste-
fanHartung, Vorsitzender der
Bosch-Geschäftsführung in
Dresden. In Reutlingen und
Dresden sollen für zusammen
mehr als 170Millionen Euro
neueHalbleiter-Entwicklungs-
zentren entstehen. ZumAnteil
der Fördergelder an der Inves-
titionssummewurden keine
Zahlen genannt.Weltweit er-
hielten alle Chipwerke eine
Förderung. (dpa)

STUTTGART

Landesmesse
in den roten Zahlen
Die Landesmesse Stuttgart hat
wegen der Einschränkungen
durch die Pandemie 2021 einen
Verlust eingefahren. Der Fehl-
betrag liege bei 5,9Millionen
Euro, teilte das Unternehmen
in Stuttgart mit. Der Verlust im
zweiten Corona-Jahr war dem-
nach geringer als 2020, als ein
Minus von 18Millionen Euro in
den Büchern stand. (dpa)
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Berlin – Im Oktober 2008, auf dem
Höhepunkt der weltweiten Finanz-
krise, standen ein paar Medienver-
treter vor dem Kanzleramt und froren
sich die Nase blau. Das Häuflein wur-
de mit einem historischen Ereignis für
den Einsatzwillen belohnt. Die dama-
lige Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
und der damalige Finanzminister Peer
Steinbrück (SPD) traten vor die Mikro-
fone und versicherten allen Sparern,
„dass ihre Einlagen sicher sind“. Nie
zuvor hatte eine Regierung eine solche
Garantie aussprechen müssen. Die ak-
tuelle Lage ist zwarnichtmit damals zu
vergleichen, dennoch wächst die Sorge
umdenEuro.DenndieGemeinschafts-
währung hat zuletzt erheblich an Wert
verloren, der Euro fiel erstmals seit 2002
zeitweise auf einen US-Dollar zurück.
In der Politik wird bereits wieder von
einer „Eurokrise“ gesprochen. In Kom-
binationmit der hohen Inflation könn-
ten sich daraus neue Belastungen für
die Bürger ergeben.
Der Chef des Deutschen Instituts für

Wirtschaftsforschung (DIW Berlin),
MarcelFratzscher, sieht genaudieseGe-
fahr. Da viele internationale Geschäfte
in Dollar abgewickelt würden, sei das
zunächst ein Nachteil für die Länder
in der Eurozone, weil ein schwäche-
rer Euro die Importpreise erhöhe, sag-
te er in Berlin. „Kurzfristig könnte das
die Inflation weiter befeuern, weil ge-
wisse Produkte für uns als Konsumen-

tinnen und Konsumenten in Deutsch-
land, in der Eurozone, teurer werden.“
Privathaushalte müssen sich demnach
besonderswarmanziehen, denndie be-
reits hohen Energie- und Rohstoffprei-
se dürftenweiter steigen,weil beispiels-
weise Öl- undGaslieferungen in Dollar
abgerechnet werden.
Maßgeblich verantwortlich für den

Kursverfall ist der Ukraine-Krieg. Er
wirkt sich auf den Euro-Raum stärker
aus als auf die USA, der Konflikt befeu-
ert die Angst vor einer Rezession. Die
Sorge vor einer Wirtschaftskrise und
Massenarbeitslosigkeit in der gesam-
ten EU drückt die Stimmung an den
Börsen.
Fratzscherwarnt zwar vor denFolgen

der Euro-Schwäche, erklärte gleichzei-
tig aber auch: „Die Effekte sind jetzt
nicht dramatisch.“ Der Euro sei gegen-
über dem Dollar schwach. „Aber das
heißt nicht, dass der Euro als Wäh-
rung schwach ist“, betonte der Wis-
senschaftler. Zumal die Exportnation
Deutschland von der Entwicklung der
Währungskurse auch profitiert. Denn

Waren „Made in Germany“ werden da-
mit im Ausland billiger, die Nachfrage
nach ihnen steigt.
Der CSU-Finanzexperte Sebastian

Brehmmacht für den Verfall des Euro-
Kurses eine Politik der Europäischen
Zentralbank (EZB) verantwortlich,
„die ihren zentralen Auftrag der Preis-
und Währungsstabilität zuletzt nahe-
zu vollständig vernachlässigt hat“. Die
EZB habe „trotz vielfacher Warnungen
die Inflation als Folge der jahrelangen
Flutung des Marktes mit billigem Geld
über Monate nicht ernst genommen“.
Deshalb habe sich ungebremst eine In-
flationswelle entwickelt, die durch die
Ukraine-Krise verstärkt worden sei,
sagte er unserer Redaktion. Brehm for-
derte die EZB auf, bei ihrer nächsten
Ratssitzung am21. Juli einen „größeren
Zinsschritt“ zumachen.DieNotenbank
hat einen Leitzins von 0,25 Prozent be-
schlossen, in den USA liegt er sieben-
mal höher.

Frei: Regierung schlechtes Vorbild
Unions-Fraktionsgeschäftsführer
Thorsten Frei forderte, die EZB müs-
se „ihrer geldpolitischen Verantwor-
tung bei der Bekämpfung der Inflation
gerecht werden“. Ihre vordringlichs-
te Aufgabe sei die Wahrung der Geld-
wertstabilität, sagte der CDU-Politiker.
Das jedoch falle der EuropäischenZen-
tralbank aufgrundderHaushaltspolitik
in vielen europäischen Hauptstädten
schwer, die deutsche Regierung gebe
dabei ein schlechtes Vorbild ab. „Die
Schuldenpolitik ist ein Brandbeschleu-
niger der Inflation. Wir haben einen
Kanzler, der schon als Finanzminister
von der europäischen Schuldenunion
träumte und dessen Regierung einen
Schuldenhaushalt nach dem anderen
vorlegt“, erklärte Frei.
Der CDU-Politiker forderte „ein kla-

res Eintreten für die Schuldenbremse
und den Stabilitäts- und Wachstums-
pakt“. Letztererwird von der EU gerade
aufgeweicht, sie will klammen Regie-
rungen länderspezifische Schulden-
ziele ermöglichen.

Schwacher Euro heizt Inflation weiter an
➤ Währung verliert auf

Weltmärkten an Wert
➤ Das könnte sich auf Preis-

entwicklung auswirken

„Kurzfristig könnte das
die Inflation befeuern,
weil gewisse Produkte für
uns in Deutschland, in der
Eurozone, teurer werden.“

Marcel Fratzscher, Leiter des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung

VON S TEFAN L ANGE
politik@suedkurier.de

Angesichts der hohen Inflation wird das Geld immer weniger wert. Das belastet viele Verbraucher. BILD: IMAGO

Diakonie fordert
Krisenzuschlag für Arme

Berlin/Stuttgart - Einkommensschwa-
cheHaushalte leiden überproportional
stark unter der rasantenTeuerung,wer-
den von der Bundesregierung aber nur
unzureichend entlastet. Das ist das Er-
gebnis einer Studie imAuftrag der Dia-
konie Deutschland. Demzufolge geben
die einkommensschwächsten 20 Pro-
zent der Haushalte nahezu zwei Drit-
tel (62,1 Prozent) ihres Konsums für die
Preistreiber Nahrungsmittel, Wohnen
undHaushaltsenergie aus. Bei den ein-
kommensstärksten 20 Prozent sind es
nur 44,1 Prozent. Weil es sich dabei um
Waren des Grundbedarfs handelt, kön-
nen die ärmsten Haushalte die Mehr-
ausgaben kaum kompensieren.
Die Diakonie fordert deshalb eine

rasche Entlastung von einkommens-
schwachen Haushalten. Der Präsident
derDiakonieDeutschland,UlrichLilie,
schlug vor, einen Krisenmechanismus
für sozialeNotlagen einzuführen.Dazu
müsse das Parlament einen Notlagen-
paragraf beschließen. Einkommens-
schwache Menschen sollten mindes-
tens 100 Euro proMonat für eineDauer
von sechsMonaten erhalten.
Lilie erklärte, rund acht Millionen

Menschen in Deutschland lebten von
existenzsichernden Leistungen. Hinzu
kämen die vielen Familien sowie Rent-
ner, derenEinkommenknappüber den
Anspruchsgrenzen fürUnterstützungs-
leistungen liege und die nunwegen der
Inflation in Armut rutschten. Der Vor-

schlag der Diakonie wäre mit Kosten
von etwa 5,4 Milliarden Euro verbun-
den. Die Diakonie bezeichnete dies als
bezahlbar, dennderTankrabatt schlüge
allein mit 3 Milliarden Euro zu Buche.
In einem Sozialstaat müssten diejeni-
gen vorrangig entlastetwerden, die eine
Krise amhärtesten treffe.
Die Diakonie Württemberg stellte

sich hinter die Forderung der Diakonie
auf Bundesebene. Oberkirchenrätin
Annette Noller, Vorstandsvorsitzende
derDiakonieWürttemberg, sagte, nötig
seienmonatlichmindestens 100Euro in
Ergänzung zu staatlichen Leistungen:
„Schon jetztmerkenwir in unseren Be-
ratungsstellen, Tafeln und Diakonielä-
den großeNot.Dieswird sich imHerbst
undWinter deutlich verschärfen.“
Vor kurzem hatte die Diakonie harte

Kritik an den von Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner (FDP) geplanten
Kürzungen bei Langzeitarbeitslosen
geübt. Hintergrund der Debatte ist ein
Medienbericht, wonach Lindner im
nächsten Jahr eine Kürzung von Gel-
dern für Langzeitarbeitslose plant.
Demnach sollen im Bundeshaushalt
2023 „Leistungen zur Eingliederung
in Arbeit“ von aktuell gut 4,8 Milliar-
den Euro auf 4,2 Milliarden Euro ge-
kürzt werden. „Den Rotstift gerade bei
der Förderung von Arbeit und Qualifi-
zierung von Langzeitarbeitslosen und
Geringqualifizierten anzusetzen, ist
unanständig“, sagte die Vorständin So-
zialpolitik, Maria Loheide.

Nach einer Studie werden Bedürf-
tige deutlich stärker von der
hohen Inflation getroffen als ein-
kommensstärkere Haushalte
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Das lesen Sie zusätzlich online

Rente, Kündigungsbutton, Min-
destlohn – was sich seit Monats-
anfang geändert hat:
www.sk.de/11194141
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Frei: Regierung schlechtes Vorbild
Unions-Fraktionsgeschäftsführer
Thorsten Frei forderte, die EZB müs-
se „ihrer geldpolitischen Verantwor-
tung bei der Bekämpfung der Inflation
gerecht werden“. Ihre vordringlichs-
te Aufgabe sei die Wahrung der Geld-
wertstabilität, sagte der CDU-Politiker.
Das jedoch falle der Europäischen Zen-
tralbank aufgrund der Haushaltspolitik
in vielen europäischen Hauptstädten
schwer, die deutsche Regierung gebe
dabei ein schlechtes Vorbild ab. „Die
Schuldenpolitik ist ein Brandbeschleu-
niger der Inflation. Wir haben einen
Kanzler, der schon als Finanzminister
von der europäischen Schuldenunion
träumte und dessen Regierung einen
Schuldenhaushalt nach dem anderen
vorlegt“, erklärte Frei.
Der CDU-Politiker forderte „ein kla-
res Eintreten für die Schuldenbremse
und den Stabilitäts-und Wachstums-
pakt“. Letzterer wird von der EU gerade
aufgeweicht, sie will klammen Regie-
rungen länderspezifische Schulden-
ziele ermöglichen.
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